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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Grttndungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 70/66/EWG hinsichtlich der Durchführung einer 
Grunderhebung in Italien. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Komnüssionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 70/66/EWG hinsiditlich der 
Durchführung einer Grunderhebung in Italien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 4 Absätze 2 und 3 der Verordnung 
Nr. 70/66/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 über die 
Durchführung einer Grunderhebung im Rahmen 
eines Erhebungsprogramms zur Untersuchung der 
Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe 2), ge- 
ändert durch die Verordnung Nr. 35/67/EWG ^), um- 
faßt die Grunderhebung eine Anzahl landwirtschaft- 
licher Betriebe, die für Italien innerhalb der Grenzen 
von 400 000 und 500 000 liegt; die zu erfassenden 
Betriebe werden nach der Methode des Zufalls aus- 
gewählt. 

Da für das gesamte italienische Hoheitsgebiet 
zum Zeitpunkt der Annahme der Verordnung Nr. 70/ 
66/EWG keine Angaben über die landwirtschaft- 
lichen Betriebe Vorlagen, mußte die Zahl der für die 
Stichprobe zu berücksichtigenden Betriebe auf hypo- 
thetischen Grundlagen festgelegt werden. 

Da die endgültige Zahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe, die Gegenstand der Stichprobe sein soll- 
ten, bei der Zählung festgestellt wurde, konnten die 
Stichprobensätze für diesen Zeitpunkt nicht mehr 
geändert werden, ohne den reibungslosen Verlauf 
der Erhebung in Frage zu stellen. 

Schließlich umfaßte die Grunderhebung in Italien 
522 505 Agrarbetriebe und lag so mit 22 505 über der 
in Artikel 4 festgelegten Höchstgrenze. Für jeden 
erfaßten Betrieb wurde ordnungsgemäß ein Frage- 
bogen ausgefüllt, auf Magnetband übertragen und 
an die Gemeinschaft übermittelt. 


Die Grunderhebung entspricht den Anforderungen 
der Gemeinschaft, und die angeführten Gründe 
rechtfertigen die Erhöhung der Höchstgrenze für die 
in Italien zu erhebenden Betriebe von 500 000 auf 
522 505. 

Durch die von der Kommission auf Grund von 
Artikel 13 der Verordnung Nr. 70/66/EWG getroffe- 
nen Entscheidung vom 18. Dezember 1968 über die 
Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, wurde die Beteiligung des Fonds an 
den Aufwendungen der Mitgliedstaaten für die 
Grunderhebung auf einen Höchstbetrag von 8 Mio. 
RE festgesetzt. Da die Zahl der in verschiedenen 
Mitgliedstaaten erfaßten Betriebe unterhalb der in 
Artikel 4 vorgesehenen Höchstgrenze lag, bleibt ein 
Betrag von mindestens 135 030 RE verfügbar; daher 
ist es nicht notwendig, neue Mittel bereitzustellen, 
um so der Lage Rechnung zu tragen, die durch Über- 
schreitung der für die Italienische Republik vorge- 
sehenen Höchstgrenze geschaffen wurde - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Die in Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 70/66/ 
EWG für die von der Grunderhebung in Italien zu 
erfassenden Betriebe wird von 500 000 auf 522 505 
erhöht. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 112 
vom 24. Juni 1966, S. 2065/66 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 33 
vom 24. Februar 1967, S. 524/67 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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